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Das ect der Bahnpolüi 


Zu den wichtigen aber nach ihrer juriſtiſchen Seite wenig er⸗ 
örterten Gegenständen gehört die Sicherheitspolizet der⸗Bahnen 
Ec handelt ſich dabet um zwei Dinge. Zuerſt hat es die Sicher⸗ 
heitspolizei der Bahnen mit der Abwendung der Gefahren ſowohl für 
das Publicum als für den Bahnbetrieb ſelbſt zu thun. Dann aber 


bleibt den Eiſenbahnverwaltungen auch bezüglich der Sicherheit der Bahnverwaltung angeſtellten 
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und auf den Zügen ſowohl dem Princip wie der Ausführung nach 
als unzulänglich. Es muß daher hier ein anderes Princip als Grund⸗ 
lage der Rechtsbildung eintrete. W age an 
Auf dieſes Princip führt nun folgende Erwägung: Jede Bahn 
iſt ihrer Natur nach nicht bloß ein geſchäftliches Unternehmen ihrer 
Actionäre, fondern zugleich auch ein öffentliches Inſtitut. Ihre Function, 
der Maſſentransport der Güter und Perſonen hat den Charakter einer 
öffentlichen Thätigkeit. Die Störung dieſer Funckion iſt daher, ſo wie 
ſie durch Nachläſigkeft oder böſen Willen der Einzelnen geſchieht, 
nicht mehr eine Störung eines Einzelrechtes, ſondern ſte enthält zu⸗ 
gleich eine Gefährdung des öffentlichen Verkehrsweſens überhaupt und 
eine Gefährdung der eigentlicher Sicherheit der Güter und Perforen, 
welche befördert werden. Da dieſe Dinge öffentlicher Natur find; fo 
gewinnt der gegen die Gefährdung derſelben gerichtete Schutz den Cha⸗ 
rakter des Schuges der öffentlichen Sicherheit. Der Inbegriff der auf 
den Schutz der öffentlichen Sicherheit gerichteten Maßregeln iſt aber 
die Polizei. Mit der Bahnpoltzei iſt daher erſt die Ergänzung des 
Schutzes gegeben, welchen die Bahn vermöge ihrer Function bedarf. 
is Wer iſt nun zur Ausübung der Bahnpoltzei competent und 
zweitens, wie weit hat dieſe Competenz threnfeits zu gehe? 
Competent zur Ausübung der; Bahnpoltzei ſind alle von der 
und mit den erforderlichen äußern Abs 


Güter an den Bahnhöfen wie bei der Expedition ſowohl im eigenen zeichen von der Bahn ſelbſt zu dieſem Ende ausgerüſteten Perſonen. 
als im allgemeinen ue ſchwierige Aufgabe zu löſen. Und da (uniform, Dienſtzeichen.) Es muß auch, ohne daß ein beſonderer 
gelangen wieder zwei Geſichtspunkte zur Geltung. Einmal der tech⸗ Act vorliegt, angenommen werden, daß in dieſer Aufſtellung durch die 


niſch⸗adminiſtrative. Derſelbe enthält die Frage, mit welchen Mitteln Bahnverwaltung eine Uebertragung der 


die Bahnverwaltungen die Sicherung der Bahnen gegen Gefähr⸗ 


- e | Ortspolizei an die 
Bahnbedienſteten liegt und daß bei den Bahnen wie bei den Gemein⸗ 


dungen beider Arten bewerkſtelligen wollen, alſo z. B die Frage nach den daher von einem „übertragenen Wirkungskreiſe ! für dieſen Theil der Po⸗ 
öffentlichen Anſchlag von Verboten, Aufſtellung von Barrieren, von lizei geſprochen werden muß. Dies kann als ein durch den Uſus bereits 
Wächtern Contrgle der Manipulation ꝛc. Hier müſſen praktischer Blick anerkannter Rechtssatz angeſehen werden. Fraglich kann nur der Fall 


und Erfahrung die Grundlage deſſen geben, N 
zweite Geſichtspunkt, der rechtspolizeiliche, ſtellt andere Fragen und 
Forderungen. f a 


Die Bahn hat unzweifelhaft das Recht, nicht bloß das Betre⸗ | 


was zu thun iſt. Der werden, wo die öffentliche 


Gewalt neben den Bahnbedienſteten noch 
eigene Beamte aufſtellt. In welchem Verhältniß ſtehen beide Theile 
zu einander? Beide haben ſich in der Weiſe zu ergänzen, daß in 
Angelegenheiten der eigentlichen Bahn die Amtspoltzei den Bahn⸗ 


ten u. ſ. w. zu verbieten, ſondern auch durch Anſchläge ꝛc. die Art dienern, in Sachen der allgemeinen Sicherheit die Bahndiener der 
und Weiſe der Benützung ihres Bahnkörpers und ihrer Betriebsmittel] Amtspolizei zu folgen haben. 


vorzuſchreiben. Als gewöhnliche Eigenthümerin des Bahnkörpers hat 


Wenn die Organe der Bahnpolizei nun auf Grundlage ihrer 


ſie in Beziehung auf alle dahin gehörigen Fragen alle Rechte eines Inſtruction ꝛc. thätig ind, welche Mittel ſtehen ihnen rechtlich zu Ge⸗ 
Präivateigenthümers. Dieſe beftehen nun darin, der offenen Gewalt bote, um die Befolgung jener Vorſchriften von den Einzelnen zu 
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ordnungen nicht achtet. Weiter 


Nun wird aher gerade 


geht ihr Privatrecht nicht. 


abet Gewalt entgegenzuſetzen; ſonſt aber bleihtrihr nichts übrig, erzwingen? 
ſich vermöge der gewöhnlichen Beſitzſtörungsklage, reſp. Klage auf f 
Adenerſatz gegen den Einzelnen zu ſchützen, wenn derſelbe ihre An⸗ ohne directes Eingreifen in die Rechtsſphäre des Einzelnen denkbar 


Dieſe Frage wird dadurch ſchwiertg, daß dieſer Zwang nicht 


ift. Für dieſen Zwäng gibt es nur zwei Mittel. Das erſte iſt die 


bei den Bahnen dieſes einfache Privat⸗ Feſtnahme, das zweite die Aufſtellung von Poligeiſtrafen 


recht geradezu illuſoriſch. Mag es auch auf den Bahndämmen und in für diefenigen, welche den Anordnungen nicht Folge leiſten, Will man 


den Räumen der Bedienſteten, wo kein Andrang des Publicums it 


I 


beide Swangentttel nicht anwenden, ſo kann man überhaupt nicht Die 
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In die Frage mt Ke ee d en, Was nim zuerſt die Babnpolzeifihe Feſtnahme betrifft, ſo an 


). Wir erörtern die Frage mit Aückſicht auf die Darlegungen in Lbrenz 
v. Ste in's Werk: „Zur Eiſenbahnrechtsbildung“ (4. Cap.). Wien, 1872 Lohmann 


und Merten 


tetſcheidet fie fi von der „Verhaftung“ in der Weile, daß ſie nur 


geſchehen kann, um das betreffende Individuum den Polizeiorganen 


zur Einleitung des weiteren Verfahrens — wirkliche Verhaftung oder 
Freilaſſung — zu übergeben. Dabei iſt jedoch wieder ein Unterſchied 
zu machen. Den Bahnbeamten muß ſtets das Recht der Entfernung⸗ 
des Betreffenden ſowohl vom Bahnkörper als vom Zuge zuſtehen, wenn 
der Zuſtand, z. B. Betrunkenheit, Irrſinn ꝛc., die Perſon gefährlich 
macht. In dieſem Falle hört das Recht des Bahnbedienſteten auf bei 
der Grenze der Bahn. Was jenſeits derſelben geſchieht, hat ihn nur 
ausnahmsweiſe zu kümmern. Die Feſtnahme dagegen hat nicht mehr 
einen Zuſtand ſondern eine beſtimmte Handlung des Betreffenden zur 
Vorausſetzung, welche nach dem Ermeſſen des Bahnbedienſteten ſtraf⸗ 
bar iſt. Der letztere muß ein ſolches Recht haben, jedoch ſoll ſofort 
der Betreffende vor den Stationschef geführt und von dieſem über 
die Uebergabe des Feſtgenommenen an die amtliche Polizei oder über 
die Freilaſſung entſchieden werden. Die Bahnbedienſteten müſſen dabei 
das polizeiliche Recht der Zwangsgewalt haben, ſoweit ſie für das 
Obige erforderlich iſt. Dagegen hat der Einzelne wieder gegenüber 
dieſem Rechte das Recht auf Beſchwerde und Klage. Die Beſchwerde 
iſt bei den Bahndirectoren anzubringen, die Klage bei dem ordent⸗ 
lichen Gerichte. 

Das Recht der Bahnpolizeiſtrafen ergibt ſich aus der Anwen“ 
dung der Principien des Polizeiſtrafrechtes überhaupt auf die Bahn? 
polizei. 

Zuerſt muß die Bahnperwaltung, da ſie ein Organ der öffent⸗ 
lichen Sicherheitspolizei innerhalb ihrer Competenz; iſt, das Recht haben, 
Ordnungsſtrafen auszuſchreiben. Zwei Grundſätze werden hier leitend 
ſein. Einerſeits ſoll der zum Theil Schon in Deutſchland anerkannte 
Sag gelten, daß ſolche Ordnungsſtrafen nicht einſeitig von der. Bahn 
verwaltung aufgeſtellt und in ihrer Höhe beſtimmt werden dürfen. 
Es muß vielmehr jede ſolche Ordnungsſtrafe vorher der Polizei mit⸗ 
getheilt und von derſelben genehmigt werden, weil es ſich auch hier 
für die Bahn um einen „übertragenen Wirkungskreis“ handelt. Zwei⸗ 
tens ſoll eine ſolche Ordnungsſtrafe am geeigneten Orte angeſchlagen 
ſein, damit nicht der Betreffende ſich darauf berufen könne, daß er die 
Anordnung nicht gekannt habe. 120 

Die wahre Schwierigkeit bildet aber die Frage nach dem Ver⸗ 
fahren in ſolchen Fällen. Einfach iſt die Sache, ſobald der Betreffende 
ſelbſt nachgibt und die Strafe zahlt. Weigert er ſich aber, ſo muß 
er allerdings vor die Amtspolizei geführt werden, um dort die Sache 
auf kurzem, mündlichen Wege zur Entſcheidung zu bringen. Jedoch 
aus der Natur des Bahnverkehrs ergibt ſich die Nothwendigkeit einer 
Modification. Dieſe müßte darin beſtehen, daß jeder berechtigt iſt, 
gegen Deponirung des Strafbetrages bei dem Stationschef, der ſeiner⸗ 
ſeits den Empfang beſtätigt, ungehindert reiſen zu können. Es iſt 
dann Sache desſelben, ſich hinterher durch einen Rechtsfreund zu be⸗ 
ſchweren oder eine förmliche Klage zu erheben. Dagegen muß in ſol⸗ 
chem Falle die Bahnverwaltung durch ihren hoͤchſten Stationsbeamten 
berechtigt werden, ein Pfandrecht an den Effecten der Perſon zu üben, 
wenn dieſelbe die Caution nicht erlegen will. Immer aber hat die 
letztere das Recht, ſich wegen mißbräuchlicher Ausübung dieſer poli⸗ 
zeilichen Strafgewalt an das ordentliche Gericht zu wenden und die 
Bahn für Rachtheile und Störungen haftbar zu machen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beleuchtung der Vorausſetzungen der Civiltrauung. 


Friedrich S. hatte von dem katholiſchen Pfarrer ſeines Wohn⸗ 
ortes T. das Aufgebot der von ihm, einem Katholiken, mit der Prote⸗ 
ſtantin Karoline B. in C. beabſichtigten Ehe verlangt. Der Pfarrer 
von T. wies den Ehewerber anfangs irrthümlich an den Stadtpfarrer 
in C. und lud ihn und die Braut erſt nach erhaltener Ordinariats⸗ 
belehrung ein, zur wegen des Aufgebotes nöthigen protokollariſchen 
Aufnahme in ſeiner Pfarrkanzlei zu erſcheinen. Dieſer Vorladung 
wurde von den Brautleuten nicht Folge geleiſtet, ſondern die Sache 
als Aufgebotsverweigerung bei dem Bezirkshauptmanne in C. anhängig 
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gemacht. Nachdem der von dem Bezirkshauptmanne über die Angele⸗ 
genheit ſchriftlich vernommene Pfarrer von T. in ſchriftlicher Antwort 
zwar das Aufgebot nicht verweigert, aber erklärt hatte, daß er die 
Erledigung feiner hierüber an das fürſtbiſchöfliche Ordinariat gerich- 
teten Anfrage abwarten müſſe, hat der Bezirkshauptmann, den Vor⸗ 
gang des Pfarrers als Aufgebotsverweigerung betrachtend, das Auf⸗ 
gebot (und zwar nach erlangter bezüglicher Dispens nur einmal) ſelbſt 
veranlaßt und ſonach auch im Wege der bürgerlichen Eheſchließung 
die feierliche Erklärung der Brautleute entgegen genommen, worauf 
ſich dieſelben auch in der evangeliſchen Kirche in C. trauen ließen. 
Das Miniſterium des Innern hat unterm 4. Juni 1871, 
Z. 3974 in der weiters anhängig gewordenen Augelegenheit erkannt, 
daß die bezügliche Amtshandlung der politiſchen Behörde mit den be- 


ſtehenden Geſetzen in keinem Widerſpruche ſtehe. „indem die einer 


Weigerung gleich zu haltende aufſchiebende Erklärung des Pfarrers in 
T. wegen Vornahme des Aufgebotes, die Vornahme desſelben und 
des Eheſchließungsactes durch die weltliche Behörde geſetzlich begründe“. 


Anmerkung des Einſenders: 


Der Fall und der Ausſpruch des Miniſteriums darüber geben 
eine beachtenswerthe Beleuchtung der Vorausſetzungen der Civiltrauung. 
Nach Art. II des Ehegeſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. 
Nr. 47 iſt das Recht der Brautleute, „das Aufgebot ihrer Ehe durch 
die weltliche Behörde zu veranlaſſen und die feierliche Erklärung der 
Einwilligung zur Ehe vor dieſer Behörde abzugeben“, begründet, wenn 

a. einer der nach den Vorſchriften des a. b. G. B. zum Auf⸗ 
gebot der Ehe berufenen Seelſorger die Vornahme des Aufgebotes, oder 

b. einer von den zur Entgegennahme der feierlichen Erklärung 
der Einwilligung berufenen Seelſorgern, welcher von den Brautleuten 
deßhalb angegangen wurde, die Vornahme des Aufgebotes, oder 

c. die Entgegennahme der feierlichen Erklärung der Einwilligung 
zur Ehe — aus einem durch die Geſetzgebung des Staates nicht an⸗ 
erkannten Hinderungsgrunde verweigert. 

Eine derart unbegründete Verweigerung der Vornahme des 
Aufgebotes, ſie mag von dem um die Trauung angegangenen oder 
von einem anderen mit Rückſicht auf die Ubicationsverhaͤltniſſe der 
Brautperſonen zur Verkündigung berufenen Seelſorger ausgehen, iſt 
daher vollkommen hinreichend, daß nicht nur das Aufgebot durch die 
weltliche Behörde veranlaßt, ſondern auch die Ehe vor ihr geſchloſſen 
werde. Es iſt nicht vorgeſchrieben, ja es wäre ein geſetzwidriger Umzug 
und eine Beeinträchtigung des von den Brautperſonen durch die un⸗ 
gerechtfertigte Aufgebotsverweigerung bereits erworbenen Rechtes, wenn 
die politiſche Bezirksbehörde, um der Eheſchließung vor ihr ſtatt zu 
geben, in ſolchem Falle vorerſt noch eine zweite Weigerung der⸗Trau⸗ 
ungsvornahme verlangen würde. g 

Dasſelbe ergibt ſich auch aus den Eingangsworten des § 2 
zum Art. II: „Um das Aufgebot und die Eheſchließung bei der 
weltlichen Behörde verlangen zu können“. 

Von derſelben Aufaſſung geht auch die Vollzugsvorſchrift zur 
Ehegeſetz⸗Novelle vom 1. Juli 1868, R. G. Bl. Nr. 80 aus, wie 
ſich klar aus der Faſſung der §§ 3 und 4 zum Art. II derſelben ergibt 

Es ließe ſich gegen die Richtigkeit dieſer Anſicht aus § 1 des 
Art. II des Geſetzes, welcher die behördliche Competenz beſtimmt, und 
zwar aus den leßten Worten des Paragraphes vielleicht die Einwendung 
ableiten, daß das Geſetz immer eine von dem Seelſorger ausgehende 
Verweigerung der Eheſchließung vorausſetze. Allein dieſe Einwendung 
iſt nicht ſtichhältig; denn 

1. iſt es der Art. II, welcher klar und verſtändlich das Recht 
der Parteien beſtimmt und es wäre allen Regeln der Geſetzesauslegung 
zuwider, wenn man dem Competenzparagraphen 1 eine Deutung geben 
wollte, wodurch die Beſtimmung des Art. II wieder aufgehoben würde; 

2. ſagt man von dem das Aufgebot verweigernden Seelſorger 
mit vollen Rechte, daß er auch die Eheſchließung verweigert, weil 
dieſe ohne jenes ungiltig und ſelbſt nach canoniſchem Rechte mindeſtens 
unerlaubt iſt. 

Da nun z. B. im obigen Falle anerkannt wird, daß der 
Parochus loci des Bräutigams aus ſtaatlich nicht anerkannten Motiven 
die Aufgebotsvornahme verweigert hat, ſo war der Bezirkshauptmann 
zu C., an den ſich die Parteien mit der Bitte um weltliche Ehe⸗ 
ſchließung gewendet hatten, nicht nur berechtigt, ſondern auch ver⸗ 


pflichtet, mit der Verkündigung vorzugehen und ſofort, ohne daß 
er eine weitere Verweigerung abzuwarten hatte, oder einer neuerlichen 
Einſtreuung — es wäre denn ein rege gemachtes Ehehinderniß — 
ftatt geben durfte, die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe 
entgegen zu nehmen. St. 


Notizen. 


(Zehnter deutſcher Juriſtentag.) Die vom 28. bis 31. Auguſt in 
Frankfurt am Main tagende Jahresverſammlung deutſcher Juriſten, zu welcher ſich 
die nahmhafte Zahl von 625 Theilnehmern eingefunden hatte, führte eine Reihe von 
bedentſamen Beſchlüſſen herbei, geeignet unſere einheimiſche Rechte fortbildung auf das 
unmittelbarſte zu berühren und zu kräftigen. 

Das Präſidium der Verſammlung welches in dem geräumigen feſtlich 
geſchmückten Saalbau ihre Berathungen pflog, führte Profeſſor Gneiſt aus Berlin. 
Ihm zur Seite fungirten als Vicepräſidenten Appellationsrath Neſtle von Frank⸗ 
furt, Obek⸗Appellationsrath Dr. Bähr aus Berlin, Ober⸗Handelsgerichts⸗Präſtdent 
Drexler aus Leipzig und Ober⸗Bürgermeiſter Dr. Mumm von Frankfurt. 

Nach Conſtituirung des Bureaus bezeichnete in feiner Begrüßungsrede der 
Präſident mit trefflichen Worten als Zlel des Furkſtenkages die Wiederherſtellung des 
gemeinen beutfchen Rechtes und das rührige Arbeiten an einer gemeinſamen Geſeßz⸗ 
gebung, worauf Obertribunglrath v. Kö ft] n aus Sküktgart den Bericht über den 
gegenwärtigen Stand der deutſchen Rechtsentwicklung erſtattete und ſchließlich Juſtiz⸗ 
rath Borchardt aug Berlin über den Caſſenſtand referirte. g 

Nach Conſtituirung der vier Abtheikungen und Entgegennahme der Bera- 
thungsgegenſtände von Seite derſelben, wurde die erſte Plenarverſammlung geſchloſſen. 
Die einzelnen Seetiönen gingen rüſtig an die Arbeit und insbeſondere ! war es dle dritte, 
ſtrafrechtliche Section, deren Berathungen über die Preßgeſetzgebung und die Schöffen 
frage das allgemeine Inkereſſe im hohen Grade abſorbirten. B 

„In der zweiten Plenarverſammlung vom 31. Auguſt brachten ſämmtliche . 
theilungen ihre Beſchlüſſe durch die Referenten vor das Plenum. 

Die erſte und zweite Abtheilung, welche zuſammen tagken, hatten folgende 
Beſchlüſſe gefaßt: 

1. Es ſoll auch abgeſehen von Handelsſachen die Gültigkeit der Verträge von 
der Beobachtung der ſchriftlichen Form in der Regel umabhängig fein. (Referent; 
Obertribunaldirector v. Wübel, Stuttgart.) 

2. Mit Rückſichk darauf daß es zur Zeit an einer gend eien Wörhereitsfig 
für die Entſcheidung der Frage über die Einführung der Civiljury im deutſchen 
Civilproceſſe ſehlt, dieſe Entſcheidung auch von jener über die zur Zeit ventilirte 
Frage, ob in Sträfſachen an Stelle der Geſchwornengerichte Schöffengerichte zu 
ſetzen jeten, abhängig iſt, ſetzt die Abtheilung die Beſchlußfaſſung über die angeführte 
Frage aus. (Referent Profeſſor Marquardſen, Erlangen.) 

Beide Beichlüffe erhielten ohne Debatte die Zuſtimmung der Verſammlung. 

3. Die Abtheilung empfiehlt den Antrag des Hof⸗ und Gerichtsadvocaten Dr. 
Jaques, dahin gehend: der deutſche Juriſtentag ſpricht als feine Ueberzeugung aus: 
die Herſtellung eines gemeinſamen Wechſelrechtes aller europäiſchen Staaten, ſowie der 
vereinigten Staaten von Nordamerica, entſpricht dem heutigen Stande der Wiſſen⸗ 
ſchaft und iſt ein Bedürfniß des internationalen Verkehres und Credites. 

Referent, geh. Juſtizrath Borchardt aus Berlin befürwortet warm die 
Annahme dieſes Antrages, worauf derſelbe von der Verſammlung mit überwiegender 
Mehrheit unter dem Vorbehalte angenommen wurde, von der Einbeziehung der 
vereinigten Staaten Nordamerica's abzuſehen. 

Die dritte Abtheilung hatte bezüglich der Preßgeſetzgebung folgende Beſchlüſſe 
gefaßt 

1. Die Hervorbringung und der Verkauf von Erzeugniſſen der Preſſe, die Col⸗ 
portage und das Anheften von Plakaten haben ausſchließlich den Beſtimmungen 
der Reichsgewerbeordnung zu unterliegen; eine Entziehung der Befugniſſe zum 
ſelbſtſtändigen Betriebe eines Gewerbes durch richterliches Erkenntniß im Falle einer 
durch die Preſſe begangenen Zuwiderhandlung, darf nicht ſtattfinden. Alle weiteren 
aus den Grundſätzen des Präventivſyſtems abgeleiteten Beſchränkungen — als ins⸗ 
beſondere die Cantions⸗, Conceſſions⸗ und Stempelpflicht, zeitweilige oder dauernde 
Einſtellung des Erſcheinens bei periodiſchen Zeitſchriften, die Ueberreichung von 
Pflichtexemplaren, die Entziehung des Poſtdebits, haben zu entfallen. 

2 Die vorläufige Beſchlagnahme von Druckſchriften, ebenſowohl die richterliche 
als die adminiſtrative, iſt unzuläſſig. 

3. Preßdelicte find nach den allgemeinen ſtrafrechtlichen und ſtrafproceſ⸗ 
ſualen Grundſätzen zu beurtheilen; außerdem find Fahrläſſigkeitsſtrafen im Falle der 
Vernachläſſigung der pflichtmäßigen Obforge zu beſtimmen. 

Das Referat über dleſe Anträge führte Herr Dr. Jaques aus Wien. 

Die Punkte 1 und 3 wurden vom Plenum genehmigend zur Kenntniß genom⸗ 
men; dagegen entſpann ſich über Punkt 2, die Beſchlagnahme anbelangend, eine 
lebhafte Debatte. Der Referent hob hervor, daß der diesbezügliche Abtheilungs⸗ 
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Frankfurts geſchloſſen. 


beſchluß nur die präventive Beſchlagnahme treffe, nicht aber jene, welche nach der allge⸗ 
meinen Proceßmaxime dort einzutreten hat, wo die incriminirte Druckſchrift als Werk⸗ 
zeug zur Verübung einer anderen firifbaren Handlung erſchelnt. 

Deſſenungeachtet erfuhr der Antrag meritoriich dieſelben Bedenken, welche 
ſchon in den Ausſchußſitzungen insbeſonders gegen den Wegfall der richterlichen 
Beſchlagnahme geltend gemacht worden waren. Es wurden vier Amendements 
eingebracht, welche jedoch durch die ſchlleßliche Annahme des auf Streichung des 
zweiten Punktes der Reſolution gehenden Antrages ſämmtlich gegenſtandlos wurden. 

Sodann referirte Appellatiansrath Stenglein aus München über die 
Schöffenfrage und ſchloß ſich die Verſammlung der in der dritten Abtheilung gefaßten 
Reſolution, daß kein Bedürfniß vorhanden ſei, die Schwurgerichte durch Schöffen⸗ 
gerichte zu erſetzen, mit großer Majorität an. 

Schließlich wurden die Beichlüffe der vierten Abtheilung zur Kenntniß 
genommen, welche im Weſentlichen dahin gehen: 

1. Der Juriſtentag wiederholt ſeine frühere Erklärung: Es ſoll ein höchſtes 
Reichsgericht in Deutſchland beſtehen. Das Rechtsmittel, welches die Thätigkeit des 
hoͤchſten Reichsgerichts eröffnet, bezweckt deſſen Entſcheidung über die richtige Anwen⸗ 
dung des Geſetzes und beſchließt ferner: Dem deutſchen Reichsgerichte iſt Die Entſchel⸗ 
dung letzter Inſtanz zu dee 50 nur über 201 . t 7 id 
die Landebrechte. 

2. Der Suriftentag iſt der Auſicht daß die Entſcheidung über die Füge: 
„Iſt es angemeſſen, daß durch die Subhaſtation ſämmtliche auf dem fubhafterten 
Grundſtücke ruhenden Hypotheken fällig werden“, bis zur Beſchaffung 5 
Gutachten auszuſetzen ſei. ’ 

3. Der Juriſtentag äußert ſich dahin, daß die weitere Erörterung über die 


Geſetzgebungsfrage, welche Stellung und Competenz dem Einzelrichter in Sit. 
ſachen zu ertheilen wäre, vorläufig zu vertagen fet. 


Alle dieſe Beſchlüſſe wurden vom Plenum zuſtimmend erledigt. Nachdem von 
Seite des Präſidenten Profeſſors Gneiſt ſämmtlichen Referenten der Dank der Ver⸗ 
ſammlung äusgeſprochen worden war, erfolgte die Wahl der ſtändigen Deputatlon. 
Gewählt würden, ſämmtlich dürch Acclamation: Appellationsgerichtsrath Or. Eckhart. 
Fiscal Dr. Jung und Juſtizrath Or: Euler von Frankfurt, Präſident Kühne v. Celle, 
Advocat Dr. Meyer v. Thorn, Obertribunalstath v. Kunowski aus Berlin, Ober⸗ 
landesgerichtsraih Keller aus Wien, Hof- und Gerichtsadvocat Dr. Ritter v. 
Kißling aus Linz, Dr. Kratky aus Wien, Appellationsgerichtsrath Stengkein aus 
München, Bezirksgerichtsrath Hauſer ebendaher, Geheimrath Proſeſſor v. Wächter 
in Leipzig, Generalſtaatsanwalt Dr. Schwarze aus Dresden, Kreisgerichtsdirector 
v. Stößer aus Lörrach Handelsgerichtspräſes Dr. Albrecht aus Hamburg, Ober⸗ 
appellationsgerichtsrath Becker aus Oldenburg, wozu noch Makower, Borchardt und 
Gneiſt cls Schriftführer, Caffenführer und diesjähriger Präſident zu zählen ſind. 

Nach einer beifällig aufgenommenen Schlußrede des Präfidenten wurde 
der zehnte deutſche Juriſtentag unter lebhafter Anerkennung der Gaſtfreundlichkeit 
Ger.⸗Zeitg. 


(Das neue Spruch⸗ „Repertorium des Oberſten Gerichtshofes.) 
Einen wichtigen Fortſchritt für die Erhaltung der Einheit der oberſtgerichtlichen 
Rechtſprechung auf dem Gebiete des Civilrechts und Proceſſes bildet die vom Präſi⸗ 
deuten des oberſten Gerichtshofes veranlaßte und mit Allerh. Entſchließung vom 7. 
Auguft d. J. genehmigte Einrichtung eines Spruch⸗Repertoriums bei dem oberſten 
Gerichtshofe. Der Organismus dieſer Einrichtung iſt folgender: Jede Entſcheidung 
über eine Rechtsfrage des Civilrechtes und⸗Proceſſes, welche unter den Parteien ſtreitig 
oder bei der Berathung im Senate Gegenſtand einer näheren Erörterung geweſen iſt, 
wird in Folge Beſchluſſes des Senates anf ein beſonderes Blatt geſchrieben, lithographirt 
und je ein Exemplar in die in jedem Sitzungszimmer aufliegenden Repertorien nach 
der Reihenfolge der Theile, Abſchnitte, Capitel, Paragraphe der Geſetzbücher, ſo wie 
einzelner Geſetze und Verordnungen eingetragen. Je ein Exemplar dieſer Entſchei⸗ 
dungen wird immer jedem der Präfidenten und Mitglieder des oberſten Gerichtshofes 
zugeſtellt. Dieſes Spruch⸗Repertorium hat für die einzelnen Senate keine bindende 
Kraft, ſondern dient nur dazu, den Mitgliedern des oberften Gerichtshofes die Kennt⸗ 
niß der wichtigeren Entſcheidungen der einzelnen Senate zu vermitteln und gleichſam 
die Rechtſprechung bei dem oberſten Gerichtshofe ſelbſt in Evidenz zu halten. Wenn 
auch die Einträge des Spruch⸗Repertoriums den Senat nicht beherrſchen, ſo können ſie 
ihn dennoch zur Suspenſion ſeines Beſchluſſes nöthigen. Weicht nämlich ein ſpäterer 
Senatsbeſchluß von der im Repertorium aufgenommenen Entſcheidung ab, ſo wird 
der Vollzug des Beſchluſſes ſuspendirt und die Frage vor einen verſtärkten Senat von 
fünfzehn Mitgliedern gebracht. Ebendasſelbe iſt der Fall, wenn zwei Senate über eine 
noch nicht entſchiedene Fraze zwei widerſprechende Entſcheidungen fällen und deren Re⸗ 
giſtrirung beſchließen. Die Entſcheidung des verſtärkten, fünfzehngliedrigen Senates 
iſt dagegen für alle Senate rechtsverbindend und wird einem anderen Regiſter, dem ſo⸗ 
genannten Judicatenbuche, einverleibt. Ein ſolcher Eintrag des Judicatenbuches kann 
nur wieder aufgehoben werden durch den Beſchluß eines aus 21 Mitgliedern beftehen - 
den Senates. Das Zuſammentreten eines ſolchen Senates wird veranlaßt, entweder 
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wenn ein Senat bei Berathung einer Sache mit Stimmeneinhelligkeit ſich dafür aus⸗ 
ſpricht, daß von der im Judicatenbuche aufgenommenen Entſchcidung einer Rechts 
frage abzugeben ſei, oder wenn der Präſident auf den Antrag eines Referenten für gut 
befindet, die neue Berathung der Rechtsfrage in einem verſtärkten Senate anzuordnen. 
Sowohl die dem Spruch⸗Repertorium, als auch dem Judicatenbuche einverleibten Ent⸗ 
ſcheipungen werden mit einer Darſtellung des Status causae et controversiae und 
der oberſtgerichtlichen Entſcheidungsgründe durch den Druck in der „Allgemeinen 
Oefterreichiſchen Gerichtszeitung“ veröffentlicht. 


(Gewerbſteuerpflicht des Generalagenten von Verſicherungs⸗ 
geſellſcha ften.) Der II. Criminalſenat des Obertribunals zu Berlin hat in folgen ⸗ 
der Eniſcheidung die auch für die öſterreichiſche.Verſicherungswelt nicht unintereſſante 
Frage gelbst, ob der Generalagent einer Verſicherungsgeſellſchaft, ſobald er jelbft Ver⸗ 
ſicherungen aufnimmt, als gewerbefteuerpflichtig zu erachten iſt. Dem hetreffenden 
Rechtsfall lag folgender Thatbeſtand zu Grunde. Der zu Köln domicilirende General 
agent der Verſicherungögeſellſchaft „Thuringia“ hat in dieſer Elgenſchaft einige Ver- 
ſicherungsgeſchäfte ſelbſtſtändig vermittelt und war mit Rückſicht auf die ſeinerſeits un 
teriaffene Anmeldung eines Geperbes in erſter Inſtanz zu 96 Thlr. Geldbuße verur⸗ 
theilt worden, gegen welche Entſcheidung er die Berufung unter der Ausführung ein⸗ 
legte, daß zwar Agenten einer Verſicherungsgeſellſchaft als ſteuerpflichtig zu erachten, 

‚unter „Agenten“ aber nur ſolche Perſonen zu verſtehen ſeien, welche ſelbſtſtändige Ge⸗ 
ſchäftsvermittelungen betreiben, während die Generalagenten, reſp. Subdirectoren die 
ſo zu Stande gekommenen Abſchlüſſe durch ihre Unterſchrift zu Janctionizen hätten. 
Demnach charakteriſire ſich die Thätigkeit der letzteren nur als Ausfluß ihrer amtlichen 
„Functipn und es fehle, wenn fie auch einmal ſelbſt ohne Hinzutritt der Agenten Ver⸗ 
träge abſchließen, ihrer Handlungsweiſe der Charakter der Gewerbsmäßigkeit. Auch! 
zahle bereits die Geſellſchaft als ſolche Gewerbeſteuer und ſeien hiedurch ihre Beamten 
von einer gleichzeitigen Zahlung befreit. Nachdem die correctionelle Appellkammer 
unter Verwerfung des Einwandes, daß ein Generalagent; ohne ſteuerpflichtig zu wer⸗ 
den, directe Verſicherungsanträge abſchließen könne, das erſtinſtanzliche Urtheil beſtä⸗ 
ligte, legte der Verklagte hiegegen die Nichtigkeitsbeſchwerde ein und ſuchte unter 
gleichzeitiger Recurrirung auf ſeinen oben erwähnten Prineipalangriff auch den Mangel! 
der Feſtſtellung einer Reihe conereter Handlungen, wo Implorant als Agent aufge⸗ 
treten wäre, zu rügen. Das Obertribunal erkannte tudeſſen auf Zurückweiſung der 
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Een (Leben szeugniſſe.) Wegen Behebung einer aus dem Auslande zu bezie⸗ 
henden Penſion erſcheint es zweckdienlich, daß die Höhe der von den Parteien zu behe⸗ 
benden Penfionen in den Lebenszeugniſſen ſelbſt verzeichnet werde. (Exhib. des k. und 
k. Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten vom 4. Juli 1872, 3. 11.348, II.) 


Berordnung. 


Erlaß des k. k. Minifteriums des Junern vom 2. Auguſt 1872, Z. 631 wegen 
Verwendung von Sparcaſſegeldern bei Banken und anderen Creditinſtituten. 
** Im Einvernehmen mit den bethelligten Miniſterien wird bekannt gegeben, daß, 
die Verwendung von Sparcaſſegeldern bei Banken und anderen Creditinſtituten in, 
laufende Rechnung oder gegen Caſſenſcheine nur bei jenen Sparcaſſen geſtattet iſt, 
welche die Bewilligung des k. k. Miniſteriums hiezu insbeſondere angeſucht und 
erhalten haben. Eine ſolche Bewilligung wird nur bezüglich 


des Reſervefonds in Er⸗ 
manglung einer anderen Anlage ertheilt werden, ö 
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Perſonalien. 
„ Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur Michgel G 
den Tttel eines Baurathes tarfrei verliehen. i 4 
Seine Mafeſtär haben dem Vorſtande der Betriebzabtheilung der General⸗In⸗ 
ſpeetion fü öſterv. Eiſenbahnen, Regierungsrath Karl Barychar den Orden der 
zeiſernen Krone dritter Claſſe taxfrel verliehen. 
„„Seine Majeſtät haben dem Vicepräſidenten der nieder.⸗öſterr. Handels ⸗ und 
weise kai. Rathe Johann Gögl das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens 
verliehen. f n n * : er 
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„Erfedigungen 7 
. Binangratheftelle bei der Prager, Finanzproenratur mit 1800 fl. Gehalt defint 
tiv, eventuell proviſoriſch, eine Adzjunctenſtelle mit 1400 fl., dann zwei Coneipiſten 
ſtellem ait je 800 fl. eine eventuell proviſoriſch, bis 5. October. (Amtebl, Nr. 208“ 
% Bezirkahauptmannsſtelle zweiter Claſſe im italieniſchen Ankhelle des Verwal⸗ 
tungsgebietes Innsbruck, bis 25, September. (Amtsbl. Nr. 208.) in! 

„ Aſliſtentenſtelle an der k k. Forſtakademie Marfabrunn, mit 600 fl., bis 1. 
Oktober e Nr. 209.) ie | 

Officielbsſtelle bei den Verzehrungoſtener⸗Linſenäm 

700 fl. und Natixalwohnung oder Quarttergeld ge 
ſtentenſtelle mit 600 fl. oder 500 fl. mi 
bis 7. October. -Amtsbl. Nr. 210.) 


tern Wiens mit 800 fl. oder 
gen Cantion, eventuell eine Aſſi⸗ 


Druckerei der k. Wiener Zeitung 


t Naturalquartier oder Quartiergeld von 120 fh. 
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Controlorsſtelle bei der Telegraphen⸗Hau 
gegen Cantion, bis Ende September. (Amtsbl. Nr, 210.) 8 

Zwei Foͤrfteömmiſſärsſtellen bei den Bezirkshauptmannſchaften Piſind und 
Volosca mit je 800 fl., 300 fl. Reiſepauſchale und Schreibpauſchale von 100 fl; 
ferner zwei Forſtaffiſtentenſtellen in Caſtelnnovo und Flitſch mit je 500 fl. oder 400 fl., 
10 per 200 fl. und Quartiergeld per 60 fi., bis Ende October. (Amtsbl. 

tr. 211.) \ 

Conceptsprakticantenſtelle bei der ober⸗ 
400 fl., bis 15. October. (Amtsbl. Nr. 211) 
Zwei Conceptsprakticantenſtellen bei der mäh 
je 400 fl. Adjutum, bis Mitte October. 


ptſtation in Bregenz mit 1100 fl. 


öſterr. Finanzdirection mit Adjutum per 


r.⸗ſchleſ. Finanzprocuratur mit 
(Amtsbl. Nr. 211.) 
Material⸗Rechnungsführersſtelle bei der Salinenverwaltun 
700 fl. Gehalt, Naturalquartier oder 10pere. Quartiergeld bis 
(Amtsbl. Nr. 202.) 11 
Controlorsſtelle bei der Telegraphen⸗Hauptſtation in L 
bis 15. September. (Amtsbl. Nr. 205.) 5 
Armenarztesſtelle im IX. Wiener Gemeindebezirke mit 300 fl. Remuneration, 
bis 25. September. (Amtsbl. Nr. 207.) 


Diurniſt bei der Schulbücherverlagödireetion. (Amtsbl. Nr. 208.) 


ormals Bankhaus Eduard Fürſh, i 


Wien, Stephansplatz Ar. 1 


mber d. J. an 


Eaſſenſcheine 
in Abſchnitten zu fl. 100, 300, 2800, 5000 mit Verzinſung zu 
4 /½%, 5%, S 2%, 60% gegen 
8 Tage, 14 Tage, 30 Tage, 60 Tage Kündigung. 
Die Zinſen können bel der Kündigung im vorhinein behoben und die Ca⸗ 


pitals⸗Nückzahlungen auch in allen Landeshauptſtädten Oeſterreich⸗ 
Ungarns angewieſen werden. . 5 


3 zu Iſchl mit 
Ende September. 


emberg mit 1000 fl., 
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Be Der Verwaltungsrath. 
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Wiener Handels-Akademie. 
Diceſe von Kaufleuten und Induſtriellen gegründete, nicht auf Gewinn 
berechnete und im abgelalfenen ihre Bon 831 Schülern iu den begin gen 
Tageseurſen, o Wie von 493 Hörern in den S ˖ 1 al 
beginnt im October 1872 ihr 16. Schuljahr. 
„Für Schüler mit 1417 Lebensjahren, welche das Untergymnaſium, 
Realgymnafium oder die Unterrealſchule zurückgelegt haben, oder die entſpre⸗ 
chenden Kenntniſſe bei einer Aufnahmsprüfung ausweisen, beſteht die 0 5 
akademiſche Handels -Mittelſchule mit 3 Jahrgängen. 
In derſelben werden die Gegenſtände allgemeiner Bildung wie ſie in der 
Oberrealſchule veckreten find, gelehrt. Ein beſonderes Augenmerk wird auf den 
Unterricht in der engkiſchen, franzöſiſchen und italieniſchen Sprache gerichtet, 
indem dieſe Fächer in den Kreis der obligaten Gegenſtände gezogen werden. 
Außerdem werden die commerciellen Fächer in ſo ausgedehnter Weiſe gelehrt, 
daß die abſolvirten Schüler ſich ſofort für das Waaren⸗ und Bankgeſchäft jo 
wie für induſtrielle Etabliſſements und Verkehrsanſtalten eignen. 
Den abſolvkrten Schülern iſt gleich denen des Obergymnaſtums und der 
Oberrealſchule das Recht des einjährigen Freiwilltgen⸗Benfteh eingeräumt. 
Für Stußirende die das 17. Lebensjahr erreicht und die akademiſche 
Handels⸗Mittelſchule (bisher zwei Vorberelkungsjahre und erſter äkademiſcher 
Jahren n das Dbrrgpnuftafkam oder die Oberrealſchule mit gutem Erfolge 
abſolvirt haben, oder die entſprechenden Kenntniſſe bei der A 
ausweiſen, beſteht die 


— Handels-Akademie (Obere Abtheilung). 


Su derſelben wird der Unterricht nach dem Charakter der Fachſchulen exe, 
thellt und find die Gegenſtände allgemeiner Bildung nur als freie Lebrfächer 
vertreten. j e . 


Die Ausbildung erfolgt für das Wanvengeichäft für das Bank⸗ und 
Ebmmunicationsweſen (Eiſenbahn⸗, Poſt⸗ und Telegraphencurs) ſo wie 
für das Aſſecurauzweſen. et ate e einn! 
Die Hörer dieſer Abtheilung können, wenn fie nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften das Recht Dean ermorben haben, während ihrer Studienzeit ihrer 
Verpflichtung als einjährige Freiwillige nachkemmen. un 
Für ſolche Hörer, welcherſich bereitazpraktiſch⸗ im Handels⸗ und Gewevbs⸗ 
berufe bewegen, wird tei „ 1 f 15° f 

85 Abendeurs 
Buchhaltung, kaufmänniſches Rechnen, ſo wie Haudels⸗ 
d des Winterſemeſters abgehalten. 1 Nr 
den ſtatt im eigenen Akademiegebände (Stadt, Akade⸗ 
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8 für die akademiſche Handelsmittelſchule vom 25; September bits, Ootober; 9 
© für die Handelsakademie vom 1.— 14. October; g nuke =. 
8 für die übrigen Abtheilungen im Laufe des Monats Oetober d. J. 2 
85 Programme und nähere Auslünfte in ber Directions⸗Kanzlei. 29 
Bi ei! En ame stem au 1 = Gar eee rt 5 
8 2 6 „Der Akademie⸗Director: Czedik, k. k. Sectionschef a. D. 8 
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Für den Druck verantwortlich C. Piſtori 


